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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Ergänzend zu den Festsetzungen in zeichnerischer Form wird folgendes festgesetzt: 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Im Allgemeinen Wohngebiet sind nur die folgenden Nutzungen gemäß § 4 Abs. 2 

BauNVO zulässig: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Die Ausnahmen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO werden gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Be-

standteil des Bebauungsplanes. 

 

1.2 Urbanes Gebiet (§ 6a BauNVO) 

Im Urbanen Gebiet sind nur die folgenden Nutzungen gem. § 6a Abs. 2 BauNVO zuläs-

sig: 

- Wohngebäude, 

- Geschäfts- und Bürogebäude, 

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-

heitliche und sportliche Zwecke. 

 

Die Ausnahmen gem. § 6a Abs. 3 BauNVO werden gem. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Be-

standteil des Bebauungsplanes. 

2. Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 und 

§ 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO) 

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen werden im Bebau-

ungsplan dahingehend geregelt, dass sie in den Vorgartenbereichen (der Bereich zwi-

schen der Straßenbegrenzungslinie der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche bis 

zur Baugrenze) unzulässig sind.  

3. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes, hier: Schallschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Innerhalb der eingetragenen Lärmpegelbereiche sind zum Schutz vor Verkehrslärm bei 

Errichtung, Nutzungsänderung oder baulicher Änderung von Räumen, die zum dauern-

den Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, passive Schallschutzmaßnahmen erfor-

derlich (Luftschalldämmung von Außenbauteilen).  



Es sind bauliche Schutzvorkehrungen mit dem resultierenden Schalldämmmaß erf. 

R`w.res der Außenbauteile gemäß DIN 4109‐1 (Ausgabe Januar 2018) wie folgt vorzu-

nehmen:  

Lärmpegelbereich III = maßgeblicher Außenlärm 60 – 65 dB(A)  

Lärmpegelbereich IV = maßgeblicher Außenlärm 65 – 70 dB(A) 

In den überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen sind in den gekennzeichneten 

Bereichen schalldämmende Lüftungen vorzusehen.  

Außenwohnbereiche wie Terrassen und Balkone dürfen in den Überschreitungsberei-

chen des MU > 63 dB(A) nicht in Richtung der Hauptschallquelle (Rothenfelder Straße) 

ausgerichtet werden. 

4. Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Grundstücksbegrünung: Je angefangene 500 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein 

standortgerechter Laubbaum oder ein hochstämmiger Obstbaum (Stammhöhe bei 

Pflanzung mindestens 180 cm) zu pflanzen. 

 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 NBauO 

Für den Geltungsbereich gelten folgende Festsetzungen: 

1. Einfriedungen 

Zur Einfriedung der Baugrundstücke gegenüber öffentlichen Verkehrsflächen sind Holz-

zäune, Trockenmauern oder lebende Hecken aus standortheimischen Laubgehölzarten 

(Schnitthecken oder freiwachsend) zulässig. Sonstige Materialien zur Einfriedung sind zu-

lässig, soweit sie hinter oder innerhalb der lebenden Hecken angeordnet werden. Not-

wendige Zufahrten und Zugänge bis zu einer Gesamtbreite von 7,0 m sind von dieser 

Vorschrift ausgenommen. 

Für die Auswahl der zu verwendenden Gehölze sind folgende Pflanzlisten verbindlich zu 

beachten. Freiwachsende Hecken dürfen durch standortheimische Laubbaumarten er-

gänzt werden. 

 

Pflanzliste Schnitthecke   

Name dt. Name bot. 

Feldahorn  Acer campestre 

Hainbuche Carpinus betulus 

Liguster Ligustrum vulgare 

Rotbuche Fagus sylvatica 

Weißdorn Crataegus monogyna 

 

 

 



Pflanzliste freiwachsende 

Hecke   

Name dt. Name bot. 

Eberesche Sorbus aucuparia 

Feldahorn Acer campestre 

Gemeine Hundsrose Rosa canina 

Hainbuche Carpinus betulus 

Hasel Corylus avellana 

Hecken-Rose Rosa corymbifera 

Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 

Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

Schlehe Prunus spinosa 

Schwarzer Holunder Sambucus nigra 

Traubenkirsche Prunus padus 

Vogelkirsche Prunus avium 

Weißdorn Crataegus monogyna 

 

2. Vorgärten 

Die Grundstücksfreiflächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und der vorderen, zur 

straßenseitigen Grundstücksgrenze hin gelegenen und bis zur seitlichen Grundstück-

grenze verlängerten Gebäudeflucht (Vorgärten) sind gärtnerisch anzulegen. Mit Aus-

nahme der notwendigen Zuwegungen zu den Grundstücken und Flächen für nicht 

überdachte Stellplätze sind die Vorgartenflächen vollflächig als Vegetationsfläche an-

zulegen und als solche dauerhaft zu erhalten. Die großflächige Verwendung von Kies, 

Kieseln, Schotter, Steinen etc. und/oder Folienabdeckung ist unzulässig. Die Fläche für 

Zuwegungen und Stellplätze darf eine Breite von 7 m nicht überschreiten. 

 

 

HINWEISE / EMPFEHLUNGEN 

1. Es gilt das Baugesetzbuch in der zurzeit geltenden Fassung [Bekanntmachung vom 03. 

November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. 

Juli 2022 (BGBl. I S. 1353)].  

2. Es gilt die BauNVO in der zurzeit geltenden Fassung [Bekanntmachung vom 21. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 

I S. 1802)). 

3. Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-

Vorschriften und VDI-Richtlinien) können während der Dienststunden bei der Gemeinde 

Hilter a.T.W., Fachdienst Planen und Bauen, Osnabrücker Straße 1, 49176 Hilter a.T.W. 

eingesehen werden. 

4. Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-

funde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken 



sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 

solcher Funde) gemacht werden oder Denkmale der Erdgeschichte (hier: Überreste o-

der Spuren – z. B. Versteinerungen –, die Aufschluss über die Entwicklung tierischen oder 

pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) 

freigelegt werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutz-

gesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde des Landkreises 

Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land, Lotter Straße 2, 49078 

Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden. Meldepflich-

tig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fund-

stellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der 

Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die 

Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

5. Altablagerungen 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen gefun-

den werden, ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde (Landkreis Osnabrück) zu be-

nachrichtigen. 

6. Zur Minimierung der Eingriffsfolgen bei Umsetzung der Planung wird die Durchführung 

von Bepflanzungsmaßnahmen mit standortheimischen Gehölzen sowie die Verwen-

dung von heimischen Stauden und Saatgut empfohlen, um so die Leitungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes und die ökologischen Funktionen im Stadtgebiet so gut wie möglich zu 

erhalten.  

 


